Fragebogen der Unabhängigen Expertin des VN-Menschenrechtsrats zur kulturellen Rechten
1. Is the right to artistic freedom expressly protected under the Constitution in your country? If so, please provide the relevant provisions, or if needed, a translation of these provisions.

Ja, die Freiheit der Kunst ist als Grundrecht im Grundgesetz ausdrücklich vorgesehen: Art 5 Abs. 3 Satz 1 GG „Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei.“ 
Auf Länderebene ist die Kunstfreiheit ebenfalls in vielen Verfassungen enthalten. 
Bsp. 1 Bayerische Landesverfassung Art. 3 Abs. 1: 
„Bayern ist ein Rechts-, Kultur- und Sozialstaat.“ 
und Art. 103: „Die Kunst, die Wissenschaft und ihre Lehre sind frei.
Bsp. 2 Berliner Landesverfassung Art. 21 S. 1:
„Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei.“

Bsp. 3 Niedersächsische Verfassung: Art. 6:
„Das Land, die Gemeinden und die Landkreise schützen und fördern Kunst, Kultur und Sport.“

2. If relevant, please provide a brief summary of important decisions relating to artistic freedom adopted by judicial authorities in your country over the last ten years. 
Von zahlreichen gerichtlichen Entscheidungen in den letzten zehn Jahren haben zwei Beschlüsse des Bundesverfassungsgerichts besondere Bedeutung für die Auslegung des Grundrechts auf Kunstfreiheit erlangt.

Das Bundesverfassungsgericht hat im Jahre 2005 entschieden (Beschluss vom 27.07.2005, 1 BvR 2501/04), dass sich der Schutzbereich der Kunstfreiheit zwar nicht lediglich auf das künstlerische Schaffen als solches erstrecke (der sog. Werkbereich), sondern auch diejenigen Personen umfasse, „die daran mitwirken, ein Kunstwerk geschäftsmäßig zu vertreiben“ (der sog. Wirkbereich). Da der Vermittlung des Kunstwerks jedoch lediglich eine dienende Funktion zukomme und die Kunstfreiheit um des künstlerischen Schaffens willen gewährleistet werde, könne sich der Mittler (im konkreten Fall ein Tonträgerunternehmen) nicht auf die Kunstfreiheit berufen, „wenn dieser damit kein künstlerisches Konzept, sondern kommerzielle Interessen gegenüber dem Künstler durchzusetzen beabsichtigt.“ (BVerfG, aaO, erster Leitsatz). Hiervon unberührt bleibt, dass der Kunstvermittler sich u. U. auf das Grundrecht der Berufsfreiheit (Art. 12 GG) berufen kann.  
Im Jahre 2007 hatte das Bundesverfassungsgericht über das gerichtliche Verbot des Romans „Esra“ zu entscheiden (Beschluss vom 13.06.2007, 1 BvR 1783/05). Die zunächst zuständigen Zivilgerichte hatten bestimmte Darstellungen von Intimitäten der Romanfiguren, die sich dem Leben realer Personen zuordnen ließen, als Verletzung der Persönlichkeitsrechte dieser realen Personen beurteilt. Das Bundesverfassungsgericht stellt fest, dass aus der kunstspezifischen Betrachtung eines Romans als Literaturform eine Vermutung für Fiktionalität des Textes bestehe. Die Kunstfreiheit umfasse auch das Recht zur Verwendung von Vorbildern aus der Lebenswirklichkeit. Für die streitentscheidende Abwägung des Rechts auf Kunstfreiheit des Autors mit dem Persönlichkeitsrecht der dargestellten Personen legt das Gericht die folgenden Maßstäbe fest: „Zwischen dem Maß, in dem der Autor eine von der Wirklichkeit abgelöste ästhetische Realität schafft, und der Intensität der Verletzung des Persönlichkeitsrechts besteht eine Wechselbeziehung. Je stärker Abbild und Urbild übereinstimmen, desto schwerer wiegt die Beeinträchtigung des Persönlichkeitsrechts. Je mehr die künstlerische Darstellung besonders geschützte Dimensionen des Persönlichkeitsrechts berührt, desto stärker muss die Fiktionalisierung sein, um eine Persönlichkeitsrechtsverletzung auszuschließen.“ (BVerfG, aaO, vierter Leitsatz).

3. Has your country adopted any official policy relating to art and artistic freedom? If so, please provide a summary of the main elements included in such a policy
Die Bundesrepublik Deutschland ist eine weltoffene, in europäischer Tradition verankerte Kulturnation. Eine kreative und aufgeschlossene Gesellschaft lebt von den Anregungen und Denkanstößen der Kultur und der Künste. Sie sind Grundlagen unserer Geschichte und unseres Zusammenlebens. Aufgabe der Politik ist es deshalb, Kunst und Kultur zu fördern, das kulturelle Erbe zu pflegen und geeignete Rahmenbedingungen für ein vielfältiges kulturelles Leben zu schaffen. Der kulturelle Reichtum Deutschlands ist der Vielfalt unserer historisch begründeten Kulturlandschaft zu verdanken. Im internationalen Vergleich hat Deutschland ein besonders dichtes Netz von Kultureinrichtungen. Sowohl in städtischen Ballungsräumen als auch in kleineren Städten und auf dem Land existieren kulturelle Zentren und herausragende Kulturangebote. Diese gewachsene Struktur der deutschen Kulturlandschaft spiegelt sich im heutigen Kulturföderalismus wider. So sind laut Grundgesetz generell die Länder einschließlich der Kommunen für die Kulturförderung verantwortlich. Dem Bund kommen spezielle Zuständigkeiten und Verantwortungen zu. 
Im Fokus der Kulturpolitik des Bundes steht die Gestaltung der Rahmenbedingungen für Kultur und Medien. Leitlinie ist die aus Art. 5 Abs. 3 GG abgeleitete Verpflichtung, die rechtlichen und sonstigen Rahmenbedingungen für Kunst und Künstler so zu gestalten, dass diese sich frei entfalten können. Dies ist zum einen bei der Bundesgesetzgebung sicherzustellen, z. B. durch die Künstlersozialversicherung und die Befreiung bestimmter kultureller Einrichtungen und Leistungen von der Umsatzsteuer. Des Weiteren geht es um die politische Vertretung kultureller Interessen, sei es unmittelbar auf Bundesebene, durch den Beauftragten der Bundesregierung für Kultur und Medien als Ansprechperson innerhalb der Bundesregierung, sei es in Form von Appellen an andere staatliche Ebenen oder die Zivilgesellschaft, z. B. gegen das Einsparen von Kulturfördermitteln oder  – in Abstimmung mit den Ländern – als deutsche Stimme in Kulturangelegenheiten auf europäischer Ebene. Wichtiger Bestandteil der Kulturpolitik des Bundes ist seit einigen Jahren auch die Gestaltung bzw. Verbesserung wirtschaftlicher Rahmenbedingungen. Hier geht es zum Beispiel um die Filmwirtschaft in Deutschland, die durch den Deutschen Filmförderfonds Unterstützung erfährt oder um Hilfestellung bei praktischen Fragen durch das 2009 im Rahmen der Initiative Kultur- und Kreativwirtschaft der Bundesregierung ins Leben gerufene Kompetenzzentrum Kultur- und Kreativwirtschaft des Bundes. Es berät mit einem Netz von acht Regionalbüros kreative und künstlerische Unternehmen und versteht sich als Forum, das die Bedürfnisse und Ansprüche der kreativ Tätigen in die Politik einbringt. Schließlich ist es auch beständiger Teil kulturverträglicher Rahmenbedingungen, dass der Bund Kultureinrichtungen und -projekte von nationaler Bedeutung fördert. Für nähere Informationen wird auf die Webseite www.kulturstaatsminister.de und die dort als pdf-Datei verfügbare Broschüre „Im Bund mit der Kultur“ verwiesen  http://www.bundesregierung.de/Content/DE/_Anlagen/BKM/2012-07-17-broschuere.pdf?__blob=publicationFile&v=1 .
4. Is there a legal definition of “artist” in your country? If so, does this definition have any bearing in the status of artists, as well as their artistic freedom? Do organizations of artist agree with such definition? 
Eine abschließende und einheitliche Definition des Künstlerbegriffs existiert in Deutschland nicht. Es widerspricht dem Wesen der Kunst, den Begriff Kunst und damit auch des Künstlers abschließend zu definieren. Gleichwohl ist eine Abgrenzung für die Anwendung bestimmter rechtlicher Regelungen unerlässlich. Eine Konkretisierung des Künstlerbegriffs findet sich beispielsweise im Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG). Künstler im Sinne des Gesetzes ist, wer Musik, darstellende oder bildende Kunst schafft,  ausübt oder lehrt. Der Künstlerbergriff des KSVG ist bewusst offen gehalten und damit zeitlos. Auf diese Weise hat der Gesetzgeber berücksichtigt, dass die Berufsfelder des Künstlers stetigem Wandel unterliegen. Der offene Künstlerbegriff ermöglicht es, auf immer neue Entwicklungen zu reagieren. Für den Zugang zu diesem besonderen Zweig der deutschen Sozialversicherung ist es unerlässlich, den Künstlerbegriff des Gesetzes zu erfüllen. Beeinträchtigungen der künstlerischen Freiheit, sei es im Werk- oder Wirkbereich ergeben sich hierdurch nicht. 
Der Künstlerbegriff des KSVG ist allgemein anerkannt. Ausgehend von dem sozialpolitischen Anliegen, dem KSVG einen möglichst umfassenden Kunstbegriff zugrundezulegen, gibt es einige wenige Bereiche, bei denen eine künstlerische Tätigkeit im Wege der Auslegung ermittelt werden muss. Als wichtigstes Abgrenzungs- bzw. Aufnahmekriterium gilt eine eigenschöpferische Tätigkeit mit einer gewissen Gestaltungshöhe und damit die Fähigkeit zur künstlerischen Gestaltung. So wird beispielsweise die Abgrenzung der künstlerischen von der (kunst-) handwerklichen Tätigkeit in Einzelfällen kontrovers diskutiert. 

Auch der Einzug digitaler Kommunikationstechnologien und die Mediatisierung des Kulturschaffens stellen den Künstlerbegriff vor neue Herausforderungen.
5. Is there an official legal definition of “artisans” and craftsmen/women? If so, which consequences does this definition have ion the status of artisans and craftspersons in terms of their artistic freedom? Do organizations of artisans/craftswomen agree with such definition? 
In Deutschland gibt es eine offizielle Definition nur zum Begriff „Craftsmen/women“. Danach gehören alle Betriebe zum Handwerk, die ein Gewerbe vollständig erfassen, das in der Anlage A oder der Anlage B zur Handwerksordnung aufgeführt ist. In dieser Anlage sind insgesamt 147 Gewerke enthalten, die teilweise zulassungspflichtig (Voraussetzung: Ablegung einer Meisterprüfung oder vergleichbarer Abschluss) oder zulassungsfrei sind.

Eine offizielle Definition des Begriffs „artisans“ gibt es im Deutschen nicht. Nach einer Studie des Volkswirtschaftlichen Instituts für Mittelstand und Handwerk an der Universität Göttingen und des Büros für Kulturwirtschaftsforschung in Köln, die auf allgemeine Akzeptanz gestoßen ist, werden zum kultur- und kreativwirtschaftlichen Handwerk 43 Handwerkszweige vollständig und 31 Handwerkszweige teilweise (nur wenn die Betriebe aus diesen Zweigen überwiegend kultur- und kreative handwerkswirtschaftliche Tätigkeiten ausüben) gezählt. Diese Betriebe werden größtenteils vertreten durch den Bundesverband Kunsthandwerk, der auch die anderen Betriebe vertritt.

6. In your view, what are the main impediments encountered by artist in their work in your country?
Wie in anderen Ländern auch, ist die wirtschaftliche und soziale Lage vieler Künstlerinnen und Künstler in Deutschland angespannt. Als zentrale Probleme lassen sich in diesem Bereich die oftmals prekäre Einkommenssituation und die ungesicherte Erwerbsperspektive (bei abhängig Beschäftigten aufgrund häufig wechselnder und kurz befristeter Arbeitsverträge, bei Selbständigen aufgrund der Abhängigkeit von der wirtschaftlichen Gesamtsituation) identifizieren. Aufgrund dieser beiden Aspekte sind Künstlerinnen und Künstler im Vergleich zu anderen Berufsgruppen letztlich auch mit einem erhöhten Risiko der Altersarmut konfrontiert. Ein weiteres Hindernis kann die nur eingeschränkte Eingliederung der Künstlerinnen und Künstler in die sozialen Sicherungssysteme bilden. Diese ergibt sich nicht aus rechtlichen Hürden, sondern faktisch aus den Besonderheiten künstlerischer Erwerbsvitae. Diese sind häufig anderes als der Idealtypus, der den sozialen Sicherungssystemen zugrunde liegt, nicht von dauerhaften, stabilen Arbeits- bzw. Einkommensverhältnissen geprägt. Vielmehr zeugen sie von ausgeprägter Flexibilität der Betroffenen, die sich mit kurz befristeten Arbeitsverhältnissen, häufig wechselnden Arbeitgebern, stark schwankenden Einkommenssituationen und dem oftmals erforderlichen Wechsel zwischen abhängiger Beschäftigung und Selbständigkeit auseinandersetzen müssen.

7. In this regard, what measures are required to combat these impediments?
Ein zentrales Anliegen der Kulturpolitik des Bundes ist es, die Rahmenbedingungen unter den sich Kunst und Kultur frei entfalten können, weiterzuentwickeln und zu verbessern. Hierzu zählt u.a. die seit fast 30 Jahren bestehende Künstlersozialversicherung, die selbständigen Künstler und Publizisten einen Zugang zu der gesetzlichen Kranken-, Renten- und Pflegeversicherung ermöglicht. Eine wichtige Bedeutung kommt zudem der sozialen Absicherung von Künstlern in Nichterwerbsphasen und der ausreichenden Alterssicherung zu. Selbständige Künstler, die der Künstlersozialversicherung angehören, haben zudem das Recht, die staatliche gerade für Geringverdiener besonders geförderte private Alterssicherung abzuschließen (Riester-Rente). Zur Verbesserung der sozialen Absicherung von abhängig beschäftigten Künstlern bei Arbeitslosigkeit wurde im Jahr 2009 eine Sonderregelung im Recht der Arbeitslosenversicherung eingeführt. Diese Regelung ermöglicht allen überwiegend kurz befristet Beschäftigten, zu denen auch Kunst- und Kulturschaffende in bedeutendem Umfang zählen, unter näher bestimmten Voraussetzungen bereits mit Beschäftigungszeiten von sechs Monaten innerhalb der letzten zwei Jahre (im Regelfall sind zwölf Monate erforderlich) einen Anspruch auf die Versicherungsleistung Arbeitslosengeld zu erwerben.

Um es Künstlerinnen und Künstlern zu ermöglichen, sich ihrer Berufsausübung ungestört zu widmen und von ihrem Beruf angemessen leben zu können, gibt es unter anderem verschiedenste Antragsmöglichkeiten zur Förderung künstlerischer Projekte sowie Stipendienprogramme (siehe auch Antwort zu Frage 8).

Generell sollte darüber hinaus der Marktzugang von Künstlerinnen und Künstlern unterstützt werden. Dies gilt unter anderem in den Feldern Qualifizierung, Beratung, Vernetzung und Finanzierung. Die Bundesregierung hat dafür zum Beispiel eine bundesweite Beratungs- und Vernetzungsstruktur für Künstlerinnen und Künstler aufgebaut, die entsprechende Bemühungen der Länder ergänzt.
8. What support is provided by State authorities, including public institutions and semi-autonomous bodies to artists, in particular financial support for artistic creations and exhibitions? What are the specific mechanisms to ensure that those benefiting from State support enjoy artistic freedom and that all artists compete equally for State resources, without discrimination based on, for example, gender, ethnic origin, location in States territories, political opinion or belief?
Das Grundrecht der Kunstfreiheit gewährt als objektive Wertentscheidung auch die Freiheit, Pflege und Förderung der Kunst als Teil der grundgesetzlichen Verfassung, d. h. die Kulturstaatlichkeit (neben seiner Eigenschaft als Abwehrrecht, siehe Antwort auf Frage 9). Alle drei staatlichen Ebenen, d. h. Bund, Länder und Gemeinden fördern daher im Rahmen ihrer verfassungsmäßigen Zuständigkeiten kulturelle Einrichtungen und Projekte. Insgesamt stellte die öffentliche Hand im Jahr 2009 9,1 Milliarden Euro für Kultur zur Verfügung (Quelle: Kulturfinanzbericht 2012). Der überwiegende Teil der Förderung erfolgt dabei durch die Länder und Gemeinden (42,2 % bzw. 44,4 %). Der Bund übernimmt mit rund 1,2 Milliarden Euro mehr als dreizehn Prozent der Gesamtausgaben für Kultur. Er ist dabei für kulturelle Einrichtungen und Projekte von nationaler Bedeutung zuständig. Exemplarisch werden hier die Kunst- und Ausstellungshalle der Bundesrepublik Deutschland (www.kah.de), die Stiftung Preußischer Kulturbesitz (http://hv.spk-berlin.de), die Kulturstiftung des Bundes ( www.kulturstiftung-des-bundes.de) sowie die Auslandsstipendien für Künstler genannt. Dadurch trägt der Bund dazu bei, unser kulturelles Erbes zu erhalten und sorgt mit dafür, dass sich Kunst und Kultur entfalten können. (Näheres siehe: www.kulturstaatsminister.de , dort unter Kultur, Kunst- und Kulturförderung bzw. Künstlerförderung)

Die künstlerische Freiheit und Chancengleichheit bei staatlicher Förderung ist nicht nur durch Art. 5 Abs. 3 Satz 1GG abgesichert, sondern auch durch das Gleichheitsgebot in Art. 3 GG. Das Grundrecht der Kunstfreiheit bedeutet im Kontext von Kunstförderung, dass kein bestimmtes Kunstverständnis fixiert werden darf. Dies wird z. B. durch die Einschaltung von Sachverständigen, Jurys und festgelegter Verfahren in der Praxis sichergestellt. Beispielhaft wird hier auf die Verfahren bei der Kulturstiftung des Bundes verwiesen, über die unter www.kulturstiftung-des-bundes.de/cms/de/foerderung/faq/ mehr zu erfahren ist. 
9. Under national law, what kind of legitimate restrictions can be imposed on artistic freedom? Please provide information on most recent relevant cases in your country, if any. 

Das Grundrecht der Kunstfreiheit ist Abwehrrecht des Bürgers gegen den Staat, das jeglichen Eingriff in das künstlerische Schaffen (Werkbereich) verbietet. Auch im Hinblick auf den Wirkbereich (siehe dazu auch Antwort auf Frage 2), also das Vermitteln bzw. Verbreiten der Kunst lässt es Einschränkungen nur dann zu, wenn die Abwägung mit anderen Grundrechten und gleichgeordneten Verfassungswerten, d.h. dem Bestand der Bundesrepublik und der freiheitlich demokratischen Grundordnung, dies gebieten. Im konkreten Einzelfall ist dies sorgsam zu prüfen und abzuwägen. Am ehesten kommt es zur Kollision des Grundrechts auf Kunstfreiheit mit dem Persönlichkeitsrecht eines Dritten, das ebenfalls grundrechtlich geschützt ist. Bereits 1971 hat das Bundesverfassungsgericht im sog. Mephisto-Urteil dazu festgestellt: „Da die Kunstfreiheit keinen Vorbehalt für den einfachen Gesetzgeber enthält, darf sie weder durch die allgemeine Rechtsordnung noch durch eine unbestimmte Klausel relativiert werden, welche ohne verfassungsrechtlichen Ansatzpunkt und ohne ausreichende rechtsstaatliche Sicherung auf eine Gefährdung der für den Bestand der staatlichen Gemeinschaft notwendigen Güter abhebt. Vielmehr ist ein im Rahmen der Kunstfreiheitsgarantie zu berücksichtigender Konflikt nach Maßgabe der grundgesetzlichen Wertordnung und unter Berücksichtigung der Einheit dieses grundlegenden Wertsystems durch Verfassungsauslegung zu lösen.“ (BVerfGE 30 173 (193)) In Bezug auf aktuelle Rechtsprechung wird auf die Antwort auf Frage 2 verwiesen. 
10. Are there any legal provisions or traditions in your country which restrict certain art forms, including the use of instruments and songs, or public display/performances? If so, do such restrictions apply to certain categories of people, for example on the ground of gender, ethnic origin or age?  
Im Rahmen des Ausgleichs zwischen Kunstfreiheit und Religionsfreiheit (Art. 4 Abs. 1 und 2 GG: „(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich. (2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.) ist in Feiertagsgesetzen der Länder in unterschiedlicher Ausgestaltung die Durchführung von Tanzveranstaltungen und Musik- bzw. Theaterdarbietungen zu bestimmten Zeiten (Hauptgottesdienstzeiten) und an bestimmten Feiertagen (z. B. Karfreitag) untersagt. Als Beispiel wird auf das Feiertagsgesetz von Nordrhein-Westfalen verwiesen (relevanter Auszug in der Anlage).

11. Please indicate whether specific bodies or institution, either state or non-state, are mandated to decide on possible restrictions to be imposed in artwork (e. g. film censor boards). If so please
a) provide information about the membership, terms or reference and appointment procedures of these bodies;
b) indicate whether these bodies disclose information publicly and to what extent they are held accountable for the decisions and to whom; and

c) indicate whether an appeal mechanism judicial, quasi-judicial or other, is in place. 

Nach der Verfassung Deutschlands (Artikel 5 Grundgesetz) findet eine Zensur der Berichterstattung durch Presse, Rundfunk oder Film nicht statt, die Kunst ist frei. Daher können nur bestimmte Strafgesetze zugunsten anderer Rechtsgüter von Verfassungsrang mögliche Einschränkungen enthalten (siehe auch Antwort auf Frage 9). Beispielsweise sei hier das Verbot der Verbreitung pornographischer Schriften (§ 184 Strafgesetzbuch (StGB), http://www.gesetze-im-internet.de/stgb/), das Verbot der Beschimpfung von Bekenntnissen, Religionsgesellschaften und Weltanschauungsvereinigungen (§§ 166 ff. StGB) oder das Verbot des Verbreitens von Propagandamitteln verfassungswidriger Organisationen (§ 86 StGB) genannt. Nichtsdestotrotz haben die Strafgesetze keinen generellen Vorrang vor der Kunstfreiheit, sondern es sind die jeweiligen geschützten Rechtsgüter in einen angemessenen Ausgleich mit der Kunstfreiheit zu bringen.

Daneben bestehen Vertriebsbeschränkungen nach dem Jugendschutzgesetz (http://www.gesetze-im-internet.de/juschg/) und verschiedener nicht-staatlicher Selbstkontrolleinrichtungen der Wirtschaft, zum Beispiel die Freiwillige Selbstkontrolle der Filmwirtschaft (FSK, http://www.fsk.de), die Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle (USK, http://www.usk.de) oder der Deutsche Presserat (http://www.presserat.info). Nähere Informationen sind unter den angegebenen Internetadressen erhältlich. 
12. Please provide information on the possibilities for artists to perform street art and/or to use public spaces in general for their artistic performances, such as public gardens. What are the approval procedures for this? 
Nach ständiger Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts (z. b. BVerwG 7 C 81/88, NZW 1990, 2011) stellt Straßenkunst eine Sondernutzung der dem Verkehr gewidmeten öffentlichen Straßen dar. Straßenkünstler müssen daher bei der jeweils örtlich zuständigen Behörde eine sog. Sondernutzungserlaubnis einholen. Grundlage hierfür sind in der Regel die Straßengesetze der Länder. Dieses behördliche Kontrollverfahren ist ein mit Art. 5 Abs. 3 Satz 1 GG zu vereinbarendes, den Anforderungen des Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes standhaltendes Mittel, um die verschiedenen grundrechtlich geschützten Belange der Straßenbenutzer in Einklang zu bringen (Ausgleichs- und Verteilungsfunktion der Sondernutzungserlaubnis, BVerwG aaO.). Der Straßenkünstler hat Anspruch auf eine fehlerfreie Ermessensentscheidung der Behörde. 
13. Please provide a short summary of any public debates that may have taken place at the level of legal/policy making bodies relating to the impact of free market policies on artistic freedoms, and/or on achieving the balance between private/public sponsorship.
Diskussionen dieser Art sind nicht bekannt. 
14. Does your country have an independent artists’ council, representing professional artists? If so, does the State consult the council on matters related to the status of artists or has the State developed channels of regular communication (through for instance consultations debriefings, public hearings, etc.) between relevant authorities and independent organizations representing artists? 

Viele Künstlerinnen und Künstler und Akteure im Kulturbetrieb sind in Deutschland in Verbänden der verschiedenen Kunstsparten organisiert, so z. B. im Bundesverband Bildender Künstler (www.bbk.de) oder im Bundesverband Deutscher Galerien und Kunsthändler e. V (www.bvdg.de). Diese Verbände vertreten die Belange ihrer Mitglieder gegenüber der Bundesregierung, dem Gesetzgeber und nachgeordneten Behörden. Sie setzen sich für adäquate gesetzliche und soziale Rahmenbedingungen für die Kunstbranche ein. Darüber hinaus ist der Deutsche Kulturrat als Spitzenverband der Bundeskulturverbände Ansprechpartner der Politik und Verwaltung des Bundes, der Länder und der Europäischen Union in allen die einzelnen Sparten des Deutschen Kulturrates e.V. übergreifenden kulturpolitischen Angelegenheiten (www.kulturrat.de). Sowohl auf Arbeitsebene als auch auf politischer Ebene steht die Bundesregierung in ständigem Kontakt zu diesen Verbänden. Der Deutsche Bundestag bezieht die Branche z. B. durch öffentliche Fachgespräche oder Expertenanhörungen mit Verbänden und Künstlerinnen und Künstlern in seine Entscheidungsfindung ein. 
15. Are there any State or artists’ organizations in your country established to collect the income from artistic creations/performances for re-distribution to artists? What is the annual in- and outflow of money to and from such organizations?
In der Bundesrepublik Deutschland existieren derzeit zwölf Verwertungsgesellschaften, die Urheber- und verwandte Schutzrechte treuhänderisch für eine große Anzahl von Rechteinhabern wahrnehmen. Diese Verwertungsgesellschaften decken praktisch alle Sparten künstlerischer Betätigung ab, z.B. Musikkomposition und Musikdarbietung (GEMA und GVL), Literatur (VG WORT) und bildende Kunst (VG Bild-Kunst). Eine Liste mit Links zu den Internetseiten der Verwertungsgesellschaften ist als Anlage beigefügt.

Verwertungsgesellschaften sind nicht-staatliche Einrichtungen, die der staatlichen Aufsicht durch das Deutsche Patent- und Markenamt unterliegen. Das Deutsche Patent- und Markenamt achtet darauf, dass Verwertungsgesellschaften den Verpflichtungen ordnungsgemäß nachkommen, die ihnen nach dem deutschen Urheberrechtswahrnehmungsgesetz obliegen. Verwertungsgesellschaften nehmen die ihnen mit Wahrnehmungsverträgen übertragenen Rechte und Ansprüche ihrer Berechtigten wahr. Eine wichtige Aufgabe der Verwertungsgesellschaften ist die Einziehung und Verteilung von Einnahmen aus gesetzlichen Vergütungsansprüchen, z.B. die pauschale Vergütung für gesetzlich zulässige Vervielfältigungen zum privaten Gebrauch.  

Die Verwertungsgesellschaften sind gesetzlich verpflichtet, ihre Einnahmen und Ausgaben im Rahmen einer Jahresbilanz zu veröffentlichen. Die im Jahre 2010 von den deutschen Verwertungsgesellschaften erzielten Einnahmen sind in der als Anlage beigefügten Liste aufgeführt. Die Einnahmen einer Verwertungsgesellschaft werden nach Abzug der Verwaltungskosten und der Zuwendungen für Kultur- und Sozialeinrichtungen vollständig an die Berechtigten ausgeschüttet. Wegen ihrer nach deutschem Recht vorgegebenen Treuhandstellung dürfen Verwertungsgesellschaften keine Gewinne erzielen.

Anlage: Verwertungsgesellschaften in Deutschland und ihre Erträge

	Kurzbezeichnung 
	Name 
	Internet 
	Haushaltsvolumen1 2010 

	GEMA 
	Gesellschaft für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungsrechte (rechtsfähiger Verein kraft Verleihung) 
	www.gema.de 
	862,961 Mio. €

	GVL 
	Gesellschaft zur Verwertung von Leistungsschutzrechten mbH 
	www.gvl.de 
	182,915 Mio. €

	VG WORT
	Verwertungsgesellschaft WORT (rechtsfähiger Verein kraft Verleihung)
	www.vgwort.de 
	135,329 Mio. €

	VG Musikedition 
	Verwertungsgesellschaft (rechtsfähiger Verein kraft Verleihung)
	www.vg-musikedition.de  
	3,027 Mio. €

	VG Bild-Kunst 
	Verwertungsgesellschaft Bild-Kunst (rechtsfähiger Verein kraft Verleihung)
	www.bildkunst.de  
	57,983 Mio. €

	GÜFA 
	Gesellschaft zur Übernahme und Wahrnehmung von Filmaufführungsrechten mbH 
	www.guefa.de  
	9,865 Mio. €

	VFF 
	Verwertungsgesellschaft der Film- und Fernsehproduzenten mbH 
	www.vffvg.de  
	38,664 Mio. €

	VGF 
	Verwertungsgesellschaft für Nutzungsrechte an Filmwerken mbH 
	www.vgf.de  
	24,282 Mio. €

	GWFF 
	Gesellschaft zur Wahrnehmung von Film- und Fernsehrechten mbH 
	www.gwff.de  
	49,604 Mio. €

	AGICOA 
	AGICOA Urheberrechtschutz Gesellschaft mbH 
	www.AGICOA.org  
	24,922 Mio. €

	VG Media 
	VG Media Gesellschaft zur Verwertung der Urheber- und Leistungsschutzrechte von Medienunternehmen mbH 
	www.vgmedia.de 
	42,819 Mio. €

	VG TWF  
	Verwertungsgesellschaft Treuhandgesellschaft Werbefilm mbH  
	www.twf-gmbh.de 
	0,018 Mio. €

	Summe Erträge
	
	
	1.432,389 Mio. €


1 Erfasst sind jeweils Erträge aus der Einräumung von Nutzungsrechten, aus gesetzlichen Vergütungsansprüchen, Wertpapier- und Zinseinkünfte sowie sonstige betriebliche Erträge
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